
BUND auf Wachstumskurs 
Der  BUND  erfuhr  auch  im
Jahr  2016  einen  regen  Zu-
lauf.  Mit  584.000  Mitgliedern
und Spendern hat sich deren
Zahl um über drei Prozent im
Vergleich zum Vorjahr gestei-
gert.  Im  Jahresbericht 2016
gibt  der  BUND  einen  Über-
blick über seine Aktivitäten. 

BUND klagt gegen Kraftfahrtbundesamt 
Diesel-Neuwagen überschrei-
ten  den  Emissionsgrenzwert
von  80  Milligramm  Stickoxid
pro Kilometer auf der Straße
teilweise  um  ein  Vielfaches.
Der  BUND  hat  daher  beim

Verwaltungsgericht Schleswig Klage gegen das
Kraftfahrtbundesamt erhoben. 

Schutz unserer heimischen Vögel
Bestimmte Fragen über unse-
re  heimische  Vogelwelt  errei-
chen  den  BUND  immer  wie-
der. Auf die häufigsten Fragen
bekommen Sie  hier eine  Ant-

wort.

Wir zerstören die Erde… 
...und niemand unternimmt et-
was dagegen. Hier ein lesens-
und  nachdenkenswerter  Arti-
kel aus der Süddeutschen Zei-

tung. 

Faszination Wildbienen 
Wildbienen sind stark gefähr-
det,  daher  engagiert  sich
der  BUND  Rotenburg  seit
Jahren  für  diese  Tiergrup-
pe.  Hier  ein  Link  zu  einer

Sendung aus der ARD-Mediathek. 

Pestizide in Gewässern 
Kleingewässer  wie  Tümpel
oder  Bäche  sind  stark  mit
Pestiziden  und  anderen
Schadstoffen  belastet.  Viele
seltene Tierarten sind deshalb

akut bedroht. Der BUND fordert: Die Bundes-
regierung  muss  sofort  handeln  -  Pestizide
gehören nicht ins Wasser! 

Mehr regionale Lebensmittel! 
Die Nachfrage nach regiona-
len  Lebensmitteln  ist  hoch,
sie kann jedoch nur im gerin-
gen Umfang aus Niedersach-
sen  befriedigt  werden.  Das
Agrarbündnis Niedersachsen,
dessen Mitglied der BUND ist,

fordert zusätzliche Impulse durch das Land.

Mehr Wildnis wagen 
Von  18  Naturschutzorganisa-
tionen wird die Initiative "Wild-
nis in Deutschland" getragen,
u.  a.  vom  BUND  und  seiner

Stiftung. Die Initiative hat vor kurzem die Bro-
schüre "Wir für Wildnis" herausgegeben.  

Bio-Bauern auf dem Vormarsch 
Auf  1,25  Millionen  Hektar
Ackerflächen  in  Deutschland
werden  inzwischen  Bio-Pro-
dukte angebaut. Der Ökoland-
bau stellte damit einen neuen
Rekord  auf.  Hier ein  lesens-

werter Artikel zur jetzigen Landwirtschaftspolitik.

Offene Fragen bei Glyphosat 
Haben EU-Behörden Hinwei-
se auf Krebsrisiko übersehen,
oder  sogar  einen  systemati-
schen Regelbruch bei der Be-
wertung  von  Studien  began-
gen? Lesen Sie die Anlagen.

Verbandsklagerecht für Tierschützer 
Tierschutzorganisationen dürfen
jetzt gegen die Haltung von Tie-
ren in Ställen, Zoos oder Tierver-
suche klagen.  Damit folgt Nie-

dersachsen anderen sieben Bundesländern. 

Möchten Sie den BUND unterstützen? 
Können Sie sich vorstellen, einen
der  größten  Umweltverbände  in

Deutschland  zu  unterstützen?  Falls  ja:  Einen
Mitgliedsantrag finden Sie als Anlage.
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UNO warnt vor katastrophalen Folgen von Pestiziden 
 


Die UN-Sonderbeauftragte für das Recht auf Nahrung, Hilal Elver, warnt in einem neuen 


Bericht vor den Folgen des weltweiten Einsatzes von Pestiziden in der Landwirtschaft. Der 


Bericht, der heute im UN-Menschenrechtsrat präsentiert wird, kritisiert die Pestizidkonzerne, 


ihre Produkte mittels „aggressiven, unethischen Marketing-Taktiken“ zu vertreiben, 


„Schäden systematisch zu verleugnen“ und per Lobbyarbeit politische Reformen zu 


behindern. Die Behauptung von Konzernen wie Monsanto, Bayer, Syngenta, dass Pestizide 


zur Ernährung der wachsenden Weltbevölkerung nötig seien, sei ein „Mythos“, so Hilal 


Elver. Das Problem seien vielmehr Armut, Ungleichheit und ungerechte Verteilung von 


Lebensmitteln. Die UN-Sonderbeauftragte empfiehlt, agrarökologische Methoden weltweit 


zu fördern, statt weiterhin auf Pestizide zu setzen. 


 


Maria Heubuch, entwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion Die Grünen/EFA und 


stellvertretendes Mitglied im Landwirtschaftsausschuss des Europäischen Parlaments, 


begrüßt die fundierte und richtungsweisende Analyse der UNO: 


 


„Ich bin dankbar für die klaren Worte von Frau Elver. Gerade jetzt, wo die Pestizid-Konzerne 


drauf und dran sind, ihre Marktmacht durch Fusionen noch stärker zu bündeln, braucht es 


mutige Menschen wie sie. Denn Pestizide fordern viele Opfer: Gerade die Stimmen von 


Frauen, deren Kinder mit Pestizidschäden geboren werden, werden viel zu wenig gehört. 


 


Weiter wie bisher ist keine Option: Ansonsten ruinieren wir unsere Böden und Gewässer, 


wildlebende Pflanzen und Tiere sterben aus, und wir setzen Gesundheit und 


Ernährungssicherheit aufs Spiel. 


 


Deutschland und Europa müssen ihre Hausaufgaben machen. Bäuerinnen und Bauern müssen 


über die Gemeinsame Agrapolitik stärker dabei unterstützt werden, auf umweltfreundliche 


Anbaumethoden umzusteigen. Die Risikobewertung von Pestiziden muss strenger werden. 


Und es muss Schluß sein mit doppelten Standards, etwa wenn Produkte aus 


Entwicklungsländern importiert werden, die mit in Europa längst verbotenen Pestiziden 


behandelt wurden.“  


 


Mehr Infos: 


 


Der  Bericht der UN-Sonderbeauftragten Hilal Elver 


 


Artikel im Guardian: UN experts denounce 'myth' pesticides are necessary to feed the world 



https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G17/017/85/PDF/G1701785.pdf?OpenElement

https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G17/017/85/PDF/G1701785.pdf?OpenElement

https://www.theguardian.com/environment/2017/mar/07/un-experts-denounce-myth-pesticides-are-necessary-to-feed-the-world?CMP=share_btn_tw
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Mehr regionale Lebensmittel in Niedersachsen! 
BUND und Agrarbündnis Niedersachsen fordern Aktionsplan für mehr 


Regionalität und neue Märkte für bäuerliche Betriebe 
 
Mit der heutigen Fachtagung „Mehr Regionalität in Niedersachsen – Positionen und 
Perspektiven“ wird ein wichtiges Signal für die Zukunft bäuerlicher Betriebe in Nieder-
sachsen gesetzt. Ziel der Veranstaltung des niedersächsischen Landwirtschaftsministe-
riums ist, zukünftige Herausforderungen zu identifizieren und Ansatzpunkte zur Unter-
stützung der Regionalvermarktung zu diskutieren. „Eine stärkere Ausrichtung auf 
regionale Märkte kann mehr Höfen eine Alternative zur Weltmarktorientierung und dem 
damit verbundenen ‚Wachsen oder Weichen‘ bieten“, sagt Tilman Uhlenhaut, Agrarexperte 
beim BUND Niedersachsen. „Die Nähe von Erzeugung und Konsum eröffnet umwelt-
gerechter und tierwohlorientierter Erzeugung bessere Chancen.“ 
 
Die Nachfrage nach besonders erzeugten regionalen Lebensmitteln ist hoch, sie kann 
jedoch nur im geringen Umfang mit Lebensmitteln aus Niedersachsen, dem Agrarland 
Nummer eins, befriedigt werden. Das Agrarbündnis Niedersachsen, dessen Mitglied der 
BUND ist, fordert hier zusätzliche Impulse durch das Land in Form eines Aktionsplanes 
unter der Federführung des Landwirtschaftsministeriums. Bauern und handwerkliche 
Lebensmittelverarbeiter sollen damit verstärkt die Chance erhalten, sich regionalen Märk-
ten zuzuwenden. „Um diese Umstellung zu meistern, brauchen die Betriebe mehr Unter-
stützung. Den genauen Bedarf möchte das Landwirtschaftsministerium heute diskutieren 
– das ist der richtige Ansatz. Darauf muss ein Aktionsplan folgen, in dem Maßnahmen 
zum verbesserten Knowhow-Transfer, passgenaue Förderinstrumente, Entbürokratisierung 
und angemessene Regelwerke erarbeitet werden“, fordert Uhlenhaut. Die Maßnahmen 
müssen die Vielfalt der Initiativen berücksichtigen, regionale Vermarktungsakteure und 
die Zivilgesellschaft an der Entwicklung des Aktionsplans beteiligt werden. 
 
Durch mehr Vielfalt sowie einem engeren Kontakt zwischen Erzeuger und Verbraucher 
können Betriebe zu erhalten und umweltverträgliche Erzeugungsformen in den Mittel-
punkt gestellt werden. „Ein Aktionsplan wäre ein weiterer Schritt hin zu einer nach-
haltigen Landwirtschaft, Niedersachsen könnte damit Vorreiter in Deutschland werden“, 
so Uhlenhaut. „An einer solchen Neuorientierung werden die Mitgliedsorganisationen des 
Agrarbündnisses Niedersachsen gerne mitwirken.“ 
 
 
Rückfragen zum Thema an: 


Tilman Uhlenhaut 
Stellvertretener Geschäftsführer und Agrarreferent 
BUND Landesverband Niedersachsen 
Tel. (0511) 965 69 - 13 
tilman.uhlenhaut@nds.bund.net 







 


 
Pressekontakt: 


Dr. Tonja Mannstedt 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
BUND Landesverband Niedersachsen 
Tel. (0511) 965 69 - 31 
tonja.mannstedt@nds.bund.net  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und 
Förderern der größte Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000 Mitglieder und Förderer. Der Verein 
ist vom Staat als Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die treibende gesellschaftliche Kraft für eine 
nachhaltige Entwicklung in Deutschland. Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen und friedfertigen Welt. 
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https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/wir-fuer-wildnis-wegweiser-zu-mehr-wildnis-in-deutschland/
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https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/glyphosat-und-krebs-systematischer-regelbruch-durch-die-behoerden/
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Zusammenfassung


Systematischer 
Regelbruch durch 


die Behörden
Die Tricks von Monsanto und der Beitrag 
der Behörden, um Glyphosat vor einem 


Verbot zu retten.


Drei Behörden haben Glyphosat bescheinigt, 
nicht krebserregend zu sein: erst das deutsche 
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR – für 
die Bewertung von Glyphosat in der EU zustän-
dig), die Europäische Behörde für Lebensmit-
telsicherheit (EFSA); und schließlich die Euro-
päische Chemikalienagentur (ECHA). Das BfR 
erstellte für die EFSA und danach für die ECHA 
jeweils den Bewertungsbericht.


Hingegen stufte die Internationale Krebsfor-
schungsagentur der Weltgesundheitsorgani-
sation, IARC, Glyphosat als „wahrscheinlich 
krebserregend beim Menschen“ ein.  Diese 
zweithöchste  der möglichen Einstufungen 
erfolgte unter Berücksichtigung folgender Er-
kenntnisse:


• hinreichende Belege für eine krebserre-
gende Wirkung bei Versuchstieren („suffi-
cient evidence“)


• starke Belege für zwei Mechanismen wie 
durch Glyphosat Krebs entstehen kann 
(„strong evidence“ )


• begrenzte epidemiologische Befunde 
beim Menschen („limited evidence“).


Der Toxikologe Dr. Peter Clausing, der auch 
als Beobachter an den Sitzungen der ECHA 
teilnahm, hat die Bewertung der Tierstudien 
durch die EU-Behörden analysiert. Seine Analy-
se zeigt, dass die Behörden


• eindeutige Belege für eine krebserregen-
de Wirkung bei Tieren missachten und bei-
seite schieben und


• Richtlinien und Empfehlungen von der 


OECD und der ECHA selbst, die ihre Arbeit 
leiten sollen, grob verletzen.


Die Ergebnisse der Studien an Ratten und 
Mäusen haben laut Verordnung (EG) 1272/2008 
zentrale Bedeutung: 


Es genügen zwei voneinander unabhängige 
Studien mit positiven Krebsbefunden, um eine 
Substanz als krebserregend einzustufen.


Im Fall von Glyphosat weisen mindestens 7 
von 12 solcher Langzeitstudien  positive Krebs-
befunde auf.


Die Einschätzung, dass Glyphosat trotz dieser 
Befunde nicht krebserregend sei, gelang den 
Behörden nur durch Verletzung der Verord-
nung (EG 1272/2008) ihrer eigenen Richtlinie 
von 2015 und jener der OECD von 2012 sowie 
durch das Verschweigen und Verdrehen von 
Tatsachen. Die fünf wichtigsten Verstöße wer-
den nachstehend beschrieben.


1. Versäumnisse und Verdrehungen  
bei der statistischen Auswertung


Es gibt zwei Arten statistischer Verfahren 
–  so genannte „Trendtests“ und „paarwei-
se Vergleiche“ – die angewendet werden, um 
zu prüfen, ob bei Versuchstieren beobachtete 
Tumore auf den getesteten Wirkstoff zurück-
zuführen sind. Egal mit welchem Verfahren 
gearbeitet wird – ein statistisch signifikantes 
Ergebnis ist in beiden Fällen anzuerkennen. So 
sagen es die OECD-Richtlinie 116 von 2012 und 
die ECHA-Richtlinie aus dem Jahr 2015.


Zunächst hatte das deutsche Bundesinstitut für 
Risikobewertung (BfR) zahlreiche signifikante 
Tumoreffekte überhaupt nicht erkannt, weil es 
versäumte, einen „Trendtest“ anzuwenden. Es 
hatte sich auf die „paarweisen Vergleiche“ in 
den Studienberichten der Industrie verlassen. 
Diese hatte nur in einer einzigen Studie und 
für einen einzigen Tumortypen eine krebser-
zeugende Wirkung von Glyphosat signalisiert.


Aufgrund der Glyphosat-Monographie der 
IARC, die im Juli 2015 publiziert wurde, über-
prüfte das BfR seine eigene Bewertung. Dar-
aufhin ergaben sich die oben erwähnten signi-
fikanten Befunde in 7 von 12 Studien. 
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Dennoch entgingen dem BfR – und den EU-Be-
hörden, die sich auf die Vorarbeit des BfR ver-
ließen – weitere 8 signifikante Tumoreffekte. 
Diese zusätzlichen Befunde konnte Professor 
Christopher Portier, früherer Direktor des US 
National Center for Environmental Health, vor 
kurzem durch die Analyse der Daten der an-
sonsten geheim gehaltenen Industriestudien 
ermitteln. 


Die Behörden spielten die ihnen inzwischen 
bekannten Befunde aus den 2 Ratten- und 5 
Mäusestudien herunter, indem sie Signifikanz 
in einem „paarweisen Vergleich“ zur Voraus-
setzung machten, um Befunden eine ausrei-
chende Bedeutung beizumessen. Trendtests 
hingegen wurden zwar erwähnt, aber als un-
zureichend betrachtet. Dies bedeutet eine gro-
be Verletzung der geltenden OECD-Richtlinie, 
denn ein solches Erfordernis gibt es nicht:


Wenn sich in einem der beiden [!], egal 
welchem Testverfahren Signifikanz ergibt, 
gilt die Hypothese, dass es sich um ein zu-
fälliges Ergebnis handelt, als widerlegt. 
(OECD-Guideline 116, S.116: “Significance 
in either kind of test is sufficient to reject 
the hypothesis that chance accounts for 
the result.”)


2. Angebliche „Hochdosis-Effekte“ 


Um die Bedeutung der nun offensichtlichen 
Krebseffekte abzuschwächen, behaupteten 
BfR und EFSA:


• es gäbe ein Maximum von 1000 mg/kg 
Körpergewicht, mit dem Versuchstiere in 
der höchsten Dosis täglich behandelt wer-
den dürften und 


• die beobachteten Krebseffekte seien nur 
bei „exzessiver Toxizität“ aufgetreten.


Punkt 1 ist frei erfunden. Eine Überprüfung 
der einschlägigen Richtlinien ergibt: für Krebs-
studien existiert kein Maximum von 1000 mg/
kg pro Tag, auch Limit-Dosis genannt. Diese 
Definition wurde stillschweigend von einem 
anderen Studientyp übernommen. 


Punkt 2 hält einer wissenschaftlichen Prüfung 
nicht stand. Der einzige vermeintliche Hinweis 


auf „übersteigerte Toxizität“  besteht im in ei-
nem geringeren Körpergewicht der Tiere der 
Hochdosis-Gruppe in einigen wenigen Versu-
chen. Doch  der Futterverbrauch dieser Tiere 
war ähnlich verringert wie das Körpergewicht, 
das an einer Geschmacksbeeinflussung des 
Futters durch die Beimischung von Glyphosat 
gelegen haben dürfte und deshalb nichts mit 
„übersteigerte Toxizität“  zu tun hat. Die Le-
bensdauer der Tiere war nicht beeinflusst und 
außer den Tumoren selbst gab es keine patho-
logischen Befunde in den von Tumoren betrof-
fenen Organen.


Fazit: das Argument der „Hochdosis-Effek-
te“ dient zur Relativierung der festgestellten 
Krebsbefunde.


3. Behauptetes Fehlen von  
Dosis-Wirkungs-Beziehungen


Wenn sich ein Effekt bei steigender Dosierung 
des Wirkstoffs verstärkt, sprechen Toxikologen 
von einer „Dosis-Wirkungs-Beziehung“. Wenn 
eine solche Beziehung vorliegt, wird dem Ef-
fekt eine besonders hohe Bedeutung beige-
messen. Zugleich bedeutet das nicht, dass ein 
Effekt irrelevant ist, wenn er nur in der höchs-
ten Dosisgruppe beobachtet wird. 


Im ausführlichen Bericht wird belegt, dass al-
lein bei den Mäusestudien vier Fällen von ein-
deutigen Dosis-Wirkungs-Beziehungen nach-
weisbar waren. Hinzu kommt, dass Trendtests, 
im Gegensatz paarweisen Vergleichen, geeig-
net sind, um Dosis-Wirkungs-Beziehungen zu 
erfassen. Die OECD-Richtlinie erläutert dazu: 


In den Glyphosatstudien wurden signifikante 
Effekte vor allem mit dem Trendtest nachge-
wiesen.


BfR, EFSA und ECHA vermieden die Erwäh-
nung vorhandener Dosis-Wirkungs-Beziehun-


“Ein Trendtest … prüft, ob die  
Ergebnisse in allen behandelten Gruppen 
zusammen mit der Dosis ansteigen.”– (OECD-Guideline 116, S.116: „A trend test …  


asks whether the results in all dose groups together 
increase as the dose increases.“)
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gen bei den beobachteten Tumoreffekten. 
Zugleich betonten sie das Fehlen einer solchen 
Beziehung bei anderen Tumorbefunden. Dies 
legt nahe, dass die Behörden versuchten, die 
Hinweise auf eine krebserzeugene Wirkung 
von Glyphosat zu verschleiern.


4. Unzulässige und verzerrte Nutzung 
„historischer Kontrollen“


„Historische Kontrollen“ sind die zusam-
mengefassten Daten von den unbehandelten 
Kontrolltieren früherer Studien. Solche Daten 
können unter bestimmten Bedingungen hel-
fen, Studienergebnisse besser einzuordnen. Bei 
Krebsstudien geht es um die Einordnung von-
„spontan“ auftretenden Tumoren. 


Die Häufigkeit des spontanen Auftretens von 
Tumoren kann – wie beim Menschen – durch 
zahlreiche Faktoren beeinflusst werden, z.B. 
durch Stress, die Ernährung und genetische 
Vorbelastung. Aus diesem Grund besagen die 
einschlägigen Richtlinien, dass das Wichtigste 
bei der Bewertung von Ergebnissen immer der 
Vergleich der behandelten Tiere mit der Kon-
trollgruppe des eigentlichen Versuchs ist. Ein 
Rückgriff auf „historische Kontrollen“ soll nur 
beim Vorliegen schwerwiegender Zweifel an 
den Versuchsergebnissen erfolgen, und zwar 
unter Anwendung strenger Regeln: Vergleich 
nur mit Tieren vom selben Tierstamm, durch-
geführt im selben Labor und nicht länger als 
maximal 5 Jahre zuvor.


Im Fall von Glyphosat verstießen die Behör-
den nicht nur in großem Stil gegen all diese Be-
schränkungen, sondern verdrehten außerdem 
Tatsachen bis zur Unkenntlichkeit. So erklärten 
die Behörden Ausreißer innerhalb der histo-
rischen Kontrollen zur Norm. Das absurdeste 
Beispiel in dieser Beziehung ist eine Studie an 
Mäusen aus dem Jahr 1997, bei der die histori-
schen Kontrolldaten aus acht von neun Studien 
den signifikanten Krebsbefund unterstützen. 
Die Behörden jedoch verwendeten die Daten 
der neunten Studie mit extrem hoher Tumor-
rate, um die Relevanz der Krebsbefunde zu be-
streiten.  


Studien, für die geeignete historische Kont-
rollen vorlagen und den beobachteten Tumo-
reffekt bestätigten, würdigten die Behörden 


nicht. Bei anderen Studien  wurden historische 
Kontrolldaten, die eindeutig nicht zulässig wa-
ren, von den Behörden verwendet, um signifi-
kante Krebseffekte in Abrede zu stellen – ein 
klarer Regelverstoß! 


Fazit: Die Argumentation mit historischen 
Kontrollen, so wie sie seitens der Behörden er-
folgte, ist ein Kartenhaus, das zusammenbricht, 
sobald wissenschaftliche Maßstäbe und die Vor-
gaben von OECD und der ECHA selbst, wenn 
korrekt eingesetzt,  zur Anwendung kommen.


5. Willkürliche Studienauswahl


Tumore des Lymphsystems (maligne Lympho-
me) waren ein besonders deutlicher Effekt von 
Glyphosat in den Mäusestudien. Drei Studien 
wiesen einen statistisch signifikanten Anstieg 
dieser Tumore auf. Bei zwei dieser Studien exis-
tierte eine klare Dosis-Wirkungs-Beziehung. In 
der dritten Studie (aus dem Jahr 1997) war der 
Effekt nur bei der höchsten Dosierung zu be-
obachten. Auch epidemiologische Studien wei-
sen darauf hin, dass sich beim Menschen durch 
Kontakt mit Glyphosat das Risiko für Krebs-
tentstehung im lymphatischen System erhöht 
(Non-Hodgkin-Lymphom). 


Bei zwei anderen Mäusestudien war laut Be-
hördenbewertung kein Anstieg maligner  Lym-
phome durch Glyphosatbehandlung zu beob-
achten. Eine davon erwies sich bei kritischer 
Betrachtung aufgrund schwerwiegender Män-
gel als völlig unbrauchbar. Die andere war auf-
grund von Unklarheiten bei der verwendeten 
Terminologie von zweifelhaftem Wert. Dessen 
ungeachtet wurden diese Studien von den Be-
hörden voll berücksichtigt – als Beleg für die 
Harmlosigkeit von Glyphosat.


Das Schicksal der drei Studien, bei denen ein si-
gnifikanter Anstieg maligner Lymphome durch 
Glyphosatbehandlung belegt wurde, wirft ein 
Schlaglicht auf die Arbeitsweise der Behörden.


Die Studie von 1997 wurde mit Hilfe absurd 
verdrehter historischer Kontrolldaten von der 
Bewertung ausgeschlossen (siehe Punkt 4). Eine 
der zwei Studien mit dosis-abhängigen Effekten 
wurde von der EFSA wegen einer angeblichen 
Virusinfektion als unbrauchbar eingestuft. Das 
BfR räumte in seinem für die ECHA erstellten 
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Bericht ein, dass es dafür keinerlei Belege gab. 
Der einzige „Beweis“ für die vermeintliche Vi-
rusinfektion war die Bemerkung eines U.S.-Be-
amten während einer Telefonkonferenz. Den-
noch wurde die Studie nur unter Vorbehalt 
berücksichtigt. Die Fragwürdigkeit dieses Vor-
gehen wurde durch Monsanto-interne e-mails 
unterstrichen, die kürzlich von einem Gericht 
veröffentlicht wurden. In ihnen wird der ent-
sprechende U.S.-Beamte als fleißiger Helfer des 
Unternehmens beschrieben.


Die Schlussfolgerung der Behörden, dass Gly-
phosat keine malignen Lymphome erzeugt, 
beruht daher auf drei Studien. Zwei davon, die 
als Negativ-Beleg dienten, waren bei näherem 
Hinsehen unbrauchbar oder von zweifelhaftem 
Wert. Für eine dritte Studie, die einen signifikan-
ten und dosisabhängigen Anstieg für maligne 
Lymphome aufwies, fabrizierten die Behörden 
eine  „Abwertung“ durch die Missachtung der 
korrekten statistischen Auswertung und durch 
die falsche Verwendung historischer Kontrollen. 


Schlussfolgerung:


Den Behörden lagen insgesamt 12 Studien an 
Ratten und Mäusen vor, von denen mindestens 
7 signifikante Anstiege von Tumoren unter Ein-
fluss von Glyphosat aufwiesen. Darüber setzten 
sich die EU-Behörden mit äußerst zweifelhaften 
Argumenten hinweg – in klarem Widerspruch 
zu den geltenden Richtlinien. 


Die politisch Verantwortlichen dürfen die-
ses wissenschaftlich höchst fragwürdige und, 
wie es scheint, interessengeleitete Spiel der 
EU-Behörden nicht mitspielen. Sie müssen das 
Vorsorgeprinzip anwenden und dafür sorgen, 
dass die vorliegenden wissenschaftlichen Bele-
ge korrekt ausgewertet werden. Die Gesund-
heit von 500 Millionen EU-Bürgern steht auf 
dem Spiel.
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Introduction
On 15 March 2017, the Risk Assessment 


Committee (RAC) of the European Chemicals 
Agency (ECHA) published its verdict that the 
scientific evidence did not meet the criteria speci‑ 
fied in the Classification, Labelling and Packaging 
(CLP) Regulation to classify glyphosate as a carcin‑
ogen.


ECHA’s opinion is regarded by the EU Commis‑
sion and some Member States as the central 
argument to remove doubts on the re‑approval 
of glyphosate. However, this report shows that 
ECHA failed to perform its assessment in accord‑ 
ance with EU legal requirements and relevant 
guidelines from the OECD (the Organization for 
Economic Cooperation and Development, which 
sets standards for chemicals testing and asses‑ 
sment). ECHA’s opinion also violates the princi‑
ples of objective science. Therefore it is legally 
and scientifically unsound. As a consequence of 
this flawed opinion, the health of an unknown 
number of Europeans could be jeopardized.


Specifically, ECHA failed to properly apply the 
CLP criteria, which govern the classification of 
chemicals, in its opinion. Instead of correcting 
the wrong conclusions of the Harmonized Clas‑
sification and Labelling (CLH) Report drafted by 
the German Federal Institute for Risk Assess‑
ment (BfR), ECHA supported those conclusions. 
In order to reach its verdict, ECHA dismissed 
compelling evidence for the carcinogenic 
potential of glyphosate, just as EFSA did in 
2015.


In order to better understand the extent of 
this failure, this report first looks at the scien‑
tific and regulatory framework for assessing 
carcinogenicity. Then it applies this framework 
to the available data to make an assessment 
consistent with the legislation. Finally it pres‑
ents a critique of the assessment by the author‑
ities and their arguments used to dismiss that 
glyphosate is a carcinogen.


It is important to take note of a recent re‑analysis 
of the original data which revealed eight 
further tumours in regulatory rat and mouse 
carcinogenicity studies that were not described 
in the original study reports by industry or 
noticed by the German Federal Institute for 
Risk Assessment (BfR), the European Food 
Safety Authority (EFSA), or the European 
Chemicals Agency (ECHA) (Portier 2017). As 
Professor Christopher J. Portier, former director 
of the US National Center for Environmental 
Health at the Centers for Disease Control and 
Prevention in Atlanta, requested in his letter 
(Portier 2017) to Jean‑Claude Juncker, the Presi‑ 
dent of the European Commission, the author‑
ities should be instructed to review the evidence 
submitted in this letter and not make any 
decision on glyphosate until these positive 
findings are included in the assessment of the 
substance’s carcinogenicity.
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Chapter �


Carcinogenicity 
assessment: How 


to get it right
The European Regulation (EC) 1107/2009 


prohibits the approval of pesticides (active 
ingredients) classified as carcinogens in cat‑ 
egory 1A or 1B (see Box 1). These categories are 
respectively for substances known to have 
carcinogenic potential for humans, based 
primarily on human evidence (1A) and 
substances presumed to have carcinogenic 
potential for humans, based primarily on 
animal evidence (1B). The reason for precaution 
is because for the majority of these chemicals 
– those with genotoxic properties – no safe 
dose can be defined concerning carcinogenicity.


Regulation 1107/2009 acknowledges this and 


in principle prohibits them from being marketed 
in the EU. This way of looking at the problem is 
called the “hazard approach”. 


The classification of chemicals, including pesti‑
cides, with regard to carcinogenicity and other 
toxic properties is governed by another EU 
legislation, Regulation (EC) 1272/2008. 
According to this regulation, a chemical is clas‑
sified as a category 1B carcinogenic hazard 
(probable human carcinogen, based on animal 
studies) if there is “sufficient evidence of 
carcinogenicity” in experimental animals. This 
regulation, also called the CLP Regulation, 
defines “sufficient evidence” as follows: 


“A causal relationship has been established 


between the agent and an increased incidence 
of malignant neoplasms or of an appropriate 
combination of benign and malignant 
neoplasms” in at least two independently 
conducted valid animal studies (Article 
3.6.2.2.3.b).


Normally, for market approval, the carcino‑ 
genicity assessment of a pesticide is based on 
the results of at least two carcinogenicity studies, 
one performed in rats and the other in mice. If 
both studies are positive, i.e. if a significant 
increase in the number of tumours is observed in 
treated animals in both studies, the pesticide 
qualifies as a category 1B carcinogen. However, 
according to the CLP Regulation, significant 
carcinogenic effects observed in two inde‑
pendently conducted studies performed in one 
species only are also considered sufficient for a 
category 1B classification. For glyphosate, seven 
rat and five mouse carcinogenicity studies are 
available. Such an accumulation of studies can 
happen when a pesticide is on the market for a 
long time, because several producers may have 
applied independently for market authorization. 


Carcinogenicity studies last at least 24 months 
for rats and 18–24 months for mice. This means 
that the studies cover around two‑thirds of the 
lifespan of the test animals. The design of these 
studies is described in guidelines agreed upon 
by the Organisation for Economic Co‑operation 
and Development (OECD) to ensure that they 
are comparable and of adequate quality. 


In such studies, tumour incidences in the low, 
mid, and high‑dose groups are compared with 
the incidences in a control group within the same 
experiment (called the concurrent control group). 
In a typical study, 50 animals per sex per group 
are used. The tumour incidences are analysed 
separately for males and females, because of a 
potential difference between the sexes in the 


Box 1
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tumour rates. If no sex differences are seen, the 
incidences are also subject to a combined analysis.


Normally the test compound is given to the 
animals by putting it in their feed. Tumours are 
detected and evaluated by histopathological 
examination, in which tissues are examined 
under the microscope. The tissues of all animals 
– those found to be dying or dead during the 
study and those that survive until the end of 
the study – are examined in this way. Samples 
of more than 40 different tissues are processed 
and examined microscopically. While this effort 
seems immense – with between 8,000 and 
16,000 histological slides per study being exam‑
ined microscopically – it appears minuscule 
considering that the potential carcinogenic 
hazard for more than 500 million EU citizens is 
assessed in just two studies of approximately 
400 animals each. 


To cover this gap, at least partially, OECD 
guidelines (OECD 2009a, 2009b) require that 
the high‑dose group is treated with a suffi‑
ciently high amount of test compound to 
increase the likelihood of detecting a carcino‑
genic effect. Such sufficiently high doses are 
called “maximum tolerated doses” (MTDs). 
They are intended to maximise possible effects 
without jeopardising the study itself, e.g. by 
causing the premature deaths of the animals. 


Variability of response is a typical feature of 
biological systems. Such variability is seen in 
animals’ reaction to chemicals, including the 
development of tumours in long‑term studies. 
It is good scientific practice to use appropriate 
methods to ensure that observed effects in a 
particular experiment are true effects and not 
due to random chance, because of this bio‑ 
logical variability. Nevertheless a certain “error 
probability” will remain which can go in two 
opposite directions: the first is when a true 
effect is masked because of biological varia‑ 
bility; and the second is when an effect that is 
due to chance (because of biological variability) 
is mistaken for a “true” effect. 


Science has methods of reducing this error 
probability – these are described in more detail 
in the next chapter. However, Regulation (EC) 
1107/2009 makes clear that some degree of 
scientific uncertainty is not a valid reason to 
allow potentially hazardous active substances 


to enter or remain on the market. Item (8) of 
the preamble states that “The precautionary 
principle should be applied and this Regulation 
should ensure that industry demonstrates that 
substances or products produced or placed on 
the market do not have any harmful effect on 
human or animal health or any unacceptable 
effects on the environment“ (see Box 2). 


In addition, Article 1 of the main text of Regu‑
lation (EC) 1107/2009 states that scientific uncer‑
tainty shall not prevent Member States from 
applying the precautionary principle “to ensure 
that active substances or products placed on 
the market do not adversely affect human or 
animal health or the environment“. 


On the other hand, “strength of evidence” 
also has to be taken into account when making 
a judgment about the carcinogenicity of a 
pesticide. According to the Regulation, 
“Strength of evidence involves the enumera‑
tion of tumours in human and animal studies 
and determination of their level of statistical 
significance” (Regulation (EC) 1272/2008, item 
3.6.2.2.3). This will be discussed in more detail 
in the next chapter.


To summarize, given enough strength of 
evidence, a significant increase in the number 
of tumours in two valid, separate long‑term 
studies in rats and/or mice are considered 
“sufficient evidence of carcinogenicity” for a 
category 1B classification, as stated by the CLP 
Regulation. 


Box 2
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Chapter 2


Scientific methods 
to reduce  


uncertainties 
Science offers a number of tools to minimize 


the uncertainties arising from biological vari‑
ability. Two important guidance documents 
describe these tools and how to use them – 
OECD Guidance 116 (OECD 2012) and the CLP 
Guidance published by ECHA (ECHA 2015). 
While the principal tool is the statistical analy‑ 
sis, other important tools include:


• The appropriateness of the doses used in 
the study


• Dose‑response‑relationships* 


• Historical control data


• The reproducibility of effects in case 
comparable studies are available, and


• Whether the effect was seen in one sex 
only or in both sexes.


While statistical analysis is a cornerstone in 
the assessment of carcinogenicity, biological 
relevance also has to be considered. This is 
accounted for in OECD Guidance 116: “Denoting 
something as statistically significant does not 
mean it is biologically important. … Similarly, 
declaring a result non‑significant (…) should 
not be interpreted as meaning the effect is not 
biologically important or that the null hypoth‑
esis is correct” (OECD 2012, p. 118). It is important 
to keep in mind the second sentence – we will 
return to this later.


In general, dose‑response‑relationships, the 
reproducibility of effects in comparable studies, 
and knowledge of a mechanism of action are 
important components to assess the biological 
relevance in addition to statistical significance. 
But first we will look at those tools that are 
discussed in guidance documents and guide‑
lines: statistical analyses, historical control data 
and the appropriateness of the high dose used.


* This means that the effect increases with the dose, strengthening the argument that the effect is caused by the chemical being 
tested.


Statistical analysis 
Regarding which type of statistical analysis 


should be carried out in carcinogenicity studies 
in animals, OECD Guidance 116 states: “Trend 
tests and pairwise comparison tests are the 
recommended tests for determining whether 
chance, rather than a treatment‑related effect, 
is a plausible explanation for an apparent 
increase in tumour incidence. A trend test such 
as the Cochran‑Armitage test (Snedecor & 
Cochran, 1967) asks whether the results in all 
dose groups together increase as the dose 
increases. A pairwise comparison test such as 
the Fisher exact test (Fisher, 1950) asks whether 
an incidence in one dose group is increased 
over the control group” (OECD 2012, p.116).


In the same paragraph, this guidance empha‑
sizes: 


“Significance in either kind of test is sufficient 
to reject the hypothesis that chance accounts 
for the result. A statistically significant response 
may or may not be biologically significant and 
vice versa.” (OECD 2012, p. 116, emphasis 
added).


The ECHA Guidance points out that “any 
statistically significant increase in tumour inci‑
dence, especially where there is a dose‑response 
relationship, is generally taken as positive 
evidence of carcinogenic activity” (ECHA 2015, 
p. 375, emphasis added). 


Taken together, the considerations offered in 
these guidance documents clearly lead to the 
conclusion that it is wrong to play off the two 
different approaches (trend test vs. pairwise 
comparisons) against each other.


One- or two-tailed statistical tests


An additional key question about the statis‑
tical analysis is whether one‑tailed or two‑tailed 
test should be used. 


Two‑tailed tests analyze the statistical signifi‑
cance of a change due to treatment in both 
directions. For instance, in response to exposure 
to a certain substance, blood glucose levels 
could increase or decrease. In contrast, 
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one‑tailed tests analyze the statistical signifi‑
cance of a change only in one direction, thereby 
doubling the statistical power. Because of this 
difference, it is important to mention in the 
reports whether one‑tailed or two‑tailed tests 
were used. In the case of carcinogenicity testing 
for hazard assessment, common sense tells us 
that only an increase of tumour incidences is 
relevant. While for blood parameters (glucose 
or protein concentrations), both increases and 
decreases may be biologically relevant, it is 
obvious that carcinogenicity is measured as an 
increase in tumours, as compared to control 
animals.


In spite of the considerations in the preceding 
paragraph, OECD Guidance 116 is not entirely 
clear about preferences for one‑tailed or 
two‑tailed test: “In a carcinogenicity study, the 
expectation is often that the change will be an 
increase in tumours in the treated group so a 
one‑sided test may be considered more appro‑
priate, although this can be controversial. If the 
treatment could also be protective (i.e. reduce 
tumour incidence or delay it) then a two‑sided 
comparison may be more appropriate” (OECD 
2012, p. 133).


In any event, these considerations contribute 
to the view that lack of statistical significance 
in a two‑tailed pairwise comparison has to be 
put into proportion with other statistical 
approaches.


Appropriateness of the  
high dose used 


The ECHA Guidance cautions that tumours 
“occurring only at excessive doses associated 
with severe toxicity generally have a more 
doubtful potential for carcinogenicity in 
humans” (ECHA 2015, p.379, emphasis added). 
At the same time, ECHA and OECD guidance 
documents state that minimal toxicity (e.g. 
characterized by an approximately 10% reduc‑
tion in body weight gain) needs to be induced 
in the high‑dose group. Such a dose is expected 
not to alter the lifespan of the animals “from 
effects other than carcinogenicity” (ECHA 2015, 
p. 379). This dose inducing “minimal toxicity” is 
also called the “maximum tolerated dose” 
(MTD). 


Both guidance documents point out that 
excessive toxicity should be avoided, because it 
may compromise the usefulness of the study. 
Two concerns relate to excessive toxicity. In the 
extreme, a too‑high dose could reduce the 
lifespan of the animals and thereby reduce the 
time to develop tumours, or it could reduce 
statistical power because too many animals 
were lost. The other concern refers to toxic 
effects that could become secondary causes of 
cancers that are not directly induced by the test 
compound, such as tissue necrosis with associ‑
ated regenerative hyperplasia. In sum, the top 
dose should be low enough to avoid such 
side‑effects but high enough to increase the 
ability to detect carcinogenicity (Rhomberg et 
al. 2007). 


In addition, a “limit dose” is defined in OECD 
Guidance 116. It recommends a maximum of 
50,000 mg test compound per kg of diet for 
“nutritional and possibly other physiological 
reasons” (OECD 2012, p. 54). This would trans‑
late into a dose of approximately 5,000 mg per 
kg of body weight for mice and 2,500 mg per 
kg of body weight for rats.


The significance of the level of the top dose 
will become clear later in this report.


Dose-response relationship
According to ECHA’s Guidance, “Any statisti‑


cally significant increase in tumour incidence, 
especially where there is a dose-response 
relationship, is generally taken as positive 
evidence of carcinogenic activity.” (ECHA 2015, 
p. 375, emphasis added). No further explana‑
tion is given, but it is self‑explanatory that an 
increase in the effect with increasing dose adds 
to the strength of evidence.


Historical control data
For carcinogenicity studies, historical control 


data is a compilation of tumour incidences in 
control animals of earlier studies. ECHA encour‑
ages the use of historical control data in partic‑
ular for tumour types that occur “with variable 
and potentially high incidence”, in order to 
ensure that the effects seen in the study are 
valid and do not occur by chance (ECHA 2015, 
p.375). Nevertheless, according to OECD 
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Guidance 116, “it should be stressed that the 
concurrent control group is always the most 
important consideration” (OECD 2012, p. 135, 
emphasis added). 


Because spontaneous tumour incidences can 
be considerably influenced inter alia by housing 
conditions and genetic background, both guid‑
ance documents strongly recommend that 
historical control data should match the concur‑
rent control group as closely as possible. To 
ensure this, historical control data should be 
from the same strain, ideally from the same 
laboratory, and collected within the last 5 years 
prior to the study (OECD 2012, p. 135, ECHA 
2015, p.376). In addition, it is recommended to 
refrain from using certain statistical parameters 
(arithmetic means and standard deviations) to 
describe the historical control data, because 
they can be affected by “rogue” outliers (OECD 
2012, p. 135). The simple range is not even 
mentioned in the OECD Guidance, because it is 
much worse than the standard deviation, with 
the potential of making “rogue” outliers the 
norm. Therefore the simple range should be 
avoided to ensure scientific integrity. Guidance 
116 encourages the use of the median instead 
of the arithmetic mean and the interquartile 
range (midspread) instead of the simple range.


Following these recommendations can be a 
useful tool to strengthen the assessment of the 
study outcome. Neglecting these recommenda‑
tions, on the other hand, can result in seriously 
misleading conclusions.


Reproducibility of effects in 
comparable studies


It is obvious that it adds to the strength of 
evidence when the same effect is seen in 
different studies. However, it should be kept in 
mind that environmental conditions, genetic 
background of the animals, and other variable 
factors can have a massive influence on 
substance‑related effects. Therefore, in order 
to avoid wrong conclusions, it is vital to ensure 
that any studies that are compared are truly 


comparable – that is, that they are similar in the 
important respects. 


When comparing results from different 
studies, it is less problematic to make qualita‑
tive comparisons: in other words, whether or 
not an effect is seen at all. But for quantitative 
comparisons, which look at whether a similar 
effect (same type of tumour with a similar 
incidence) is seen at approximately the same 
dose, the same restrictions should apply as for 
historical control data: only studies conducted 
in the same strain, within the same period of 
time, and with the same housing and other 
environmental conditions can be compared. In 
practice, different studies are rarely quantita‑
tively comparable, since factors such as study 
conditions and genetic backgrounds of the 
animals often vary. Therefore, when dealing 
with studies not comparable in these aspects, 
only qualitative comparisons should be made.
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Chapter 3


Reality check:  
Is glyphosate  
carcinogenic?


Equipped with the knowledge summarized 
above, we will now look at the data to come to a 
science‑based conclusion as to whether or not 
glyphosate is carcinogenic. The basis of our 
considerations will be the tumour incidences seen 
in the various animal studies. Table 1 serves as a 
point of reference. It contains a condensed 
presentation of the data derived from the report 
sent by the German authorities to ECHA (BAuA 
2016), including duration of study, animal strain, 
doses, and tumour incidences. 


Table 1: Basic study information and summary of tumour incidences in males (unless otherwise 
indicated) in the studies taken into consideration by the EU authorities. A p‑value of 0.05 (a 5% 
chance) or less is considered statistically significant; p‑values for pairwise comparisons are for 
high‑dose vs. control group. Two‑sided tests were used. Animal numbers per group were between 
43 and 60 in the different studies.


Study (Year)
Duration
(months)


Species/Strain Tumour type Doses  
(mg/kg body wt.)
-------------------------
Tumour incidences


p-values for trend test/ 
pairwise comparison  
(significant values bold 
and underlined)


Lankas (1981)
(26 mo.)


Rat/
SD


Pancreatic carci‑
noma


0 – 3 – 10.3 – 31.5
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
0 – 0 – 0 – 1


0.0496 / 1.000  
(Fisher’s)


Stout & Ruecker 
(1990)
(24 mo.)


Rat/
SD


Pancreatic islet cell 
adenoma


0 – 89 – 362 – 940
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
1 – 8 – 5 – 7 


0.1687 / 0.062  
(Fisher’s)


Liver cell adenoma 0 – 89 – 362 – 940
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
2 – 2 – 3 – 7


0.0171 / 0.162  
(Fisher’s)


Liver cell adenoma 
and carcinoma


0 – 89 – 362 – 940
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
5 – 4 – 4 – 9 


0.0752 / 0.392  
(Fisher’s)


Thyroid C‑cell 
adenoma in females


0 – 89 – 362 – 940
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
2 –  2 – 6 – 6


0.0435 / 0.168***  
(Fisher’s)


Knezevich and 
Hogan (1983)
(24 mo.)


Mouse/
Crl:CD‑1, Charles 
River Wilmington


Lymphoreticular 
neoplasms *


0 – 157 – 814 –4841
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
2 – 5 – 4 – 2


No significant difference; 
no details given in 
CLH‑Report


Renal carcinoma 0 – 157 – 814 –4841
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
0 – 0 – 1 – 2


0.0370 / 0.495  
(Fisher’s)
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In compliance with guidance recommendations 
that significance in either kind of test – pairwise 
comparisons or trend test – is sufficient to reject 
that differences are due to chance, there was a 
total of 11 statistically significant increases in 
tumour incidences observed in two rat and five 
mouse studies. Four more tumour incidences 
become statistically significant if one‑tailed statis‑
tical tests are employed (see OECD 2012, p. 133). 


Bearing in mind that “any statistically significant 
increase in tumour incidence… is generally taken 
as positive evidence of carcinogenic activity” (see 
“Statistical analysis” above for full quote) and 
that two studies with an increased number of 
tumours are required by Regulation (EC) 
1272/2008, this is more than sufficient evidence to 
place glyphosate into CLP category 1B – for 
substances presumed to have carcinogenic 


Renal adenoma and 
carcinoma


0 – 157 – 814 –4841
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
1 – 0 – 1 – 3


0.0339 / 0.617  
(Fisher’s)


Atkinson et al. 
(1993)
(24 mo.)


Mouse/
Crl:CD‑1, Charles 
River Portage


Malignant  
lymphoma**


0 – 100 – 300 – 1000
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
4 – 2 – 1 – 6


No statistics possible  
due to incomplete  
histopathology


Haemangiosarcoma 0 – 100 – 300 – 1000
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
0 – 0 – 0 – 4


0.0004 / 0.059  
(Fisher’s)


Sugimoto (1997)
(18 mo.)


Mouse/
Crj:CD‑1


Malignant  
lymphoma


0 – 165 – 838 – 4348
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
2 –  2 – 0 – 6


0.0085 / 0.269  
(Fisher’s)


Haemangiosarcoma 0 – 165 – 838 – 4348
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
0 –  0 – 0 – 2


0.0078 / 0.495  
(Fisher’s)


Renal tubular  
adenoma


0 – 165 – 838 – 4348
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
0 – 0 – 0 – 2


0.0078 / 0.495  
(Fisher’s)


Kumar (2001)
(18 mo.)


Mouse/ Swiss Albino Malignant  
lymphoma


0 – 15 – 151 – 1460
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
10 – 15 – 16 – 19


0.0655 / 0.077  
(Fisher’s)


Malignant  
lymphoma in
females


0 – 15 – 151 – 1460
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
18 – 20 – 19 – 25


0.068 / 0.225  
(Fisher’s)


Renal tubular  
adenoma


0 – 15 – 151 – 1460
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
0 –  0 – 1 – 2


0.0390 / 0.495  
(Fisher’s)


Wood et al. (2009)
(18 mo.)


Mouse/
Crl:CD‑1


Malignant  
lymphoma


0 – 71 – 234 – 810
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑
0 – 1 – 2 – 5


0.0037 / 0.067  
(Chi‑square)


*no specification of malignant lymphoma


**the incidences shown are only from lymph nodes with macroscopic changes (BAuA 2016)


***own calculation, not given in BAuA (2016)
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potential for humans, based on animal evidence. 
This is re‑emphasized in the ECHA Guidance: “In 
general, if a substance involves a treatment 
related increase in tumours then it will meet the 
criteria for classification as a carcinogen. If the 
substance has been shown to cause malignant 
tumours this will usually constitute sufficient 
evidence of carcinogenicity supporting Category 
1B” (ECHA 2015, p. 377). 


Recently, based on a re‑analysis of the original 
data from the study reports, a total of eight 
further significantly increased tumour incidences 
(using a one‑tailed statistical test) were identified 
in seven different studies (Portier 2017, Portier 
and Clausing 2017). If these are taken into consid‑
eration, the number of studies with significant 
tumour effects increases to six rat and five mouse 
studies, with a total of 18 significantly increased 
tumour incidences. 


Weight of evidence
In the previous chapter of this report (“Scientific 


methods to reduce uncertainties”), a number of 
tools were described that can help to minimize 
uncertainties arising from biological variability. 
Commonly, applying these tools in an assessment 
is called a “weight of evidence” approach. As it 
will be shown below, the weight of evidence 
approach, if properly applied to the available 
studies on glyphosate, further strengthens the 
conclusion that the chemical qualifies as a cat‑ 
egory 1B carcinogen. To keep it simple, we will 
concentrate on mouse studies, bearing in mind 
that a significant increase in the number of 
tumours in two valid, separate studies in rats and/
or mice is considered “sufficient evidence of 
carcinogenicity” according to Regulation (EC) 
1272/2008 (Article 3.6.2.2.3.b).


Reproducibility of the effect 
between studies


Three different types of tumours exhibited a 
statistically significant increase in the five mouse 
studies: Renal (kidney) adenoma/carcinoma, 
haemangiosarcoma (cancer of blood vessel 
linings) and malignant lymphoma (cancer of the 
white blood cells and their precursors). It should 
be stressed that for kidney tumours and 


malignant lymphoma, an increase was seen in 
three separate studies, and for haemangio‑ 
sarcoma an increase was seen in two different 
studies – demonstrating a qualitative repeata‑ 
bility of the effect. 


A quantitative comparison would be inappro‑
priate, because the studies were carried out in 
different laboratories, in different mouse strains, 
and in some cases, at considerably different times. 
If it were nonetheless believed necessary to make 
quantitative comparisons, then good scientific 
practice would demand that similar requirements 
were applied as for historical control data (see 
section above, “Historical control data”). 


For example, different strains of mouse have 
been shown to respond differently to known 
carcinogens, as summarized by Festing (1995). So 
studies in which different strains of mouse are 
used should not be grouped together and used 
to make conclusions on the quantitative repro‑
ducibility of an effect between studies.


Dose-response relationship
While haemangiosarcomas were only seen at 


the top doses of the studies in question, two out 
of three studies with an increased incidence in 
malignant lymphoma exhibited a dose‑response 
relationship. Likewise, two out of three studies 
showed incidences increased with dose for renal 
(tubular) adenoma and carcinoma. The data are 
shown in Table 1.


Appropriateness of the doses 
used in the studies


For all studies, the doses used were below the 
upper limit recommended by OECD Guidance 116, 
i.e. a maximum of 50,000 mg of test compound 
per kg of diet (OECD 2012, p. 54). Too‑low doses 
would be a concern if no carcinogenic effects 
were seen – but this was not the problem in case 
of glyphosate. On the other hand, no evidence 
for excessive toxicity was provided in the RAR 
(RMS Germany 2015a) where the study reports 
were summarized, leading to the conclusion that 
excessive toxicity did not exist in any of these 
studies. Survival was not affected. No significant 
increases in pathological changes at the sites of 
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tumour development were reported. 


While the guidance documents recommend a 
benchmark of an approximately 10% decrease in 
body weight gain to determine that the maximum 
tolerated dose (MTD) was reached (OECD 2012, 
ECHA 2015) it should be taken into account that 
in the Knezevich and Hogan (1983) study the test 
compound was administered at a concentration of 
30g glyphosate per kg of diet (30,000 ppm) and in 
the Sugimoto (1997) study at 40g glyphosate  
per kg of diet (40,000 ppm). In the Sugimoto 
(1997) study, the body weight of males in this 
dose group was 7% lower than control animals at 
the end of the study, but food consumption was 
similarly decreased (6% lower than controls). No 
data were available for the Knezevich and Hogan 
(1983) study. No differences in body weight 
compared with the concurrent controls were 
seen in the Wood et al. (2009) or Kumar (2001) 
studies. For Atkinson et al. (1993), again, no data 
were presented in the RAR, but the top dose was 
1,000 mg/kg body weight, and therefore within 
the range of the Wood et al. (2009) and the 
Kumar (2001) studies.


Historical control data
The use of historical control data is most relevant 


for malignant lymphoma, because this is a tumour 
type that occurs “with variable and potentially 
high incidence” (ECHA 2015, p. 135). Acceptable 
historical control data for malignant lymphoma 
are available in the authorities’ reports (RMS 
Germany 2015a, BAuA 2016) for the Kumar (2001) 
and the Sugimoto (1997) study, whereas for the 
Wood et al. (2009) study, the historical control 
data were useless. They were only available as 
combined data for both sexes, but due to the 
pronounced sex‑difference for malignant 
lymphoma (females have a consistently higher 
incidence), it is crucial to have them separated by 
sex. 


For the Kumar (2001) study, the high‑dose 
tumour incidence (38%) was even above the 
simple historical control data range (30%). Using 
appropriate statistical measures (median, inter‑
quartile range), the difference between these 
benchmarks and the incidence in the high‑dose 
group would be even bigger, meaning that the 
study would provide even stronger evidence of 
glyphosate’s carcinogenicity.


For the Sugimoto (1997) study, the incidence of 
malignant lymphoma in the high‑dose group was 
12%, as compared to eight of the nine studies 
comprising the historical control data, which had 
an incidence of 6% or lower, according to the 
German authorities’ Renewal Assessment Report 
or RAR (RMS Germany 2015a, Volume 3 B.6, p. 
528). In other words, except for the control 
animals of one previous study (which is to be 
considered a “rogue” outlier, according to OECD) 
the animals of the high‑dose group had a 
two‑fold or higher incidence of malignant 
lymphoma, compared with historical controls. 
This supports the conclusion that the statistically 
increased incidence in malignant lymphoma in 
the high‑dose group is biologically relevant.


Further weight of evidence 
considerations


Four more elements mentioned in ECHA Guid‑
ance (2015) and Regulation (EC) 1272/2008 need 
to be taken into account when assessing the 
weight of the evidence of glyphosate’s carcino‑
genicity. 


First, multi‑site responses are considered to add 
to the weight of evidence. This was shown for 
five of the seven studies listed in Table 1. 


Second, responses were seen in rats as well as in 
mice (see Table 1, above, and Portier 2017). This 
also adds to the weight of evidence. 


Third, the progression of lesions to malignancy 
adds to the weight of evidence. This was seen for 
kidney tumours in the Knezevich and Hogan 
(1983) study. It should be noted that this was a 
24‑month study in mice. Two other studies – the 
Sugimoto (1997) study and the Kumar (2001) 
study – showed no renal carcinoma, but only 
renal tubular adenoma. However, these were 
18‑month studies. A progression to malignancy 
could be expected if the studies had lasted 24 
months. For haemangiosarcoma and malignant 
lymphoma, progression to malignancy cannot be 
assessed because of the type of tumour. 


Fourth and last, two possible mechanisms for 
the carcinogenicity of glyphosate were described 
by IARC (2015), based on numerous publications 
in the scientific literature: genotoxicity (ability to 
damage DNA) and oxidative stress. 







13 | Glyphosate and cancer: Authorities systematically breach regulations


Summary of the  
weight of evidence


A total of 11 statistically significant increases in 
tumour incidences were observed in two rat and 
five mouse studies. Important factors to judge 


the weight of evidence are presented in Regula‑
tion (EC) 1272/2008 (see Box 3) and discussed in 
ECHA Guidance (ECHA 2015).


Applying the factors listed in Box 3 to the data 
available for the assessment of glyphosate, the 
conformance with these factors is as follows:


(a) Supported by historical control data


(b) Supported, as demonstrated by  
experimental data


(c) Supported for kidney tumours; not  
applicable for malignant lymphoma and 
hemangiosarcomav   


(d) Not supported because not demonstrated


(e) Not supported because effects in males 
dominate, but some effects were also 
seen in females


(f) Supported: effects were seen in rats and 
mice


(g) Not supported: no known carcinogens with 
structural similarities are known


(h) Supported: the oral exposure route is 
highly relevant for humans


(i) Not possible, as there is no human data 
available for absorption, distribution, 
metabolism and excretion


(j) Supported: effects were seen without 
excessive toxicity


(k) Supported: genotoxicity and oxidative  
stress have been identified as possible 
mechanisms. 


Taken together, 10 of the 11 criteria were appli‑
cable, and seven of these 10 criteria support the 
conclusion that statistical increases in tumour 
incidences seen in the glyphosate carcinogenicity 
studies were true effects. 


Box 3 Important factors which may be taken into consideration when assessing the overall level 
of concern for carcinogenicity according to Regulation (EC) 1272/2008, item 3.6.2.2.6.
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Chapter 4


How the  
authorities got 


their glyphosate 
assessments 


wrong
There appears to be a strategy of denial by the 


EU authorities – BfR, EFSA, and ECHA – of the 
existing scientific evidence. First and foremost 
this relates to the core issue of glyphosate’s 
carcinogenicity, as revealed by the results of the 
statistical analysis. Originally BfR, in its report 
prepared for EFSA (RMS Germany 2015a, Volume 
3 B.6), reported only one significantly increased 
tumour incidence (both in males and females) in 
one mouse study and one other in the low dose 
group of a rat study. Later, due to the publica‑
tion of the International Agency’s for Research 
on Cancer (IARC’s) monograph on glyphosate 
(IARC 2015), which classified glyphosate as a 
probable human carcinogen, the authorities 
were pressured into admitting the existence of 
the statistically significant findings listed in 
Table 1 (RMS Germany 2015b, BAuA 2016).


Recently it was revealed that there are eight 
additional incidences of significantly increased 
tumours seen in two mouse and five rat studies 
(Portier 2017, Portier and Clausing 2017), which 
were neither reported by industry nor noticed 
by the EU authorities.


In order to maintain the claim of non‑carcino‑
genicity, EFSA and ECHA resorted to 
constructing “supporting evidence”. In order 
to do this, they violated recommendations 
given in guidance documents (OECD 2012, ECHA 
2015), as well as the rules of good scientific 
practice.


While the ECHA Guidance points out that “in 
most cases, expert judgment is necessary to be 
able to determine the most appropriate cat- 
egory for classification for carcinogenicity” 
(ECHA 2015, p. 370), it is crucial to acknowledge 


that this expert judgment needs to sail within 
the limits of these guidance documents in order 
to avoid shifting the assessment away from 
science-based decisions to the advantage of 
certain interest groups. This chapter provides 
evidence that such a shift has taken place in 
case of the assessment of the carcinogenic 
hazard of glyphosate, and that the experts have 
exceeded the limits set by these guidance  
documents.


Use of statistical methods  
by the authorities


Originally the authorities made the claim that 
there were no statistically significant increases 
in tumour incidences due to treatment with 
glyphosate. In the final draft of the Renewal 
Assessment Report (RAR) dated 31 March 2015, 
BfR had identified just a single mouse study with 
one significantly increased tumour type (malig‑
nant lymphoma), out of a total of five mouse 
studies. BfR stated that “there was limited 
evidence of a carcinogenic potential of  
glyphosate in this mouse strain”, leading to the 
overall conclusion that glyphosate is not carcino‑
genic. 


However, as it turned out, these data were 
generated by a flawed use of statistical methods. 
The publication of IARC’s monograph on 
glyphosate (IARC 2015) forced BfR to re‑assess its 
own evaluation. It published its re‑evaluation in 
the Addendum to the RAR, completed on 31 
August 2015. In this Addendum BfR admitted 
that “initially” it had “relied on the statistical 
evaluation provided with the study reports“ 
(RMS Germany 2015b, p. 36), rather than 
checking industry’s evaluation or performing its 
own. 


BfR’s re‑assessment of its own statistics in the 
Addendum to the RAR yielded statistically 
significant increases for a total of 11 tumour 
incidences, seen in two rat and five mouse 
studies. This was the result of applying trend 
tests to the study results, as recommended in 
applicable guidance documents. 


The finding by Portier (2017) that another   
eight significantly increased tumour incidences 
(in six rat studies and two mouse studies) existed 
that had not even been mentioned by the 
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industry or identified by the EU authorities is 
extraordinarily damning. That these were not 
detected calls into question BfR’s claim of having 
made a “detailed, quality‑assured examination 
of all… original studies and the studies published 
in the scientific literature”, and that “for all 
chapters [of the RAR] the BfR made its own 
assessment”.* It also casts serious doubts on the 
thoroughness of the rapporteurs’ assessment of 
ECHA’s RAC.


After presenting the results of these re‑calcu‑
lations using the trend test, the authorities 
continued to use pairwise comparisons as their 
(unjustified) “gold standard”, thereby violating 
OECD’s recommendation that significance in 
either kind of test should be considered as 
sufficient to reject the hypotheses that chance 
was responsible for the increased incidence. 
EFSA insisted: “No evidence was confirmed by 
the large majority of experts (with the excep‑
tion of one minority view) in either rats or mice 
due to lack of statistical significance in pairwise 
comparison tests” (EFSA 2015, p.11). Likewise, 
ECHA concluded: “The increases in tumour 
incidences were all non‑significant in pairwise 
comparisons with control groups by the Fisher’s 
exact test.” (ECHA 2017, p. 52).  As explained 
above, this way of doing the statistical evalua‑
tion breached the OECD recommendations. 


But it was not the only flaw in the authorities’ 
statistical assessment.


There are good reasons for using one‑tailed 
statistical tests (see “One‑ or two‑tailed statistical 
tests”, above). In particular his applies to the 
increase in malignant lymphoma in the Kumar 
(2001) study, which is statistically significant if two 
arguments described in the guidance documents 
are taken together. ECHA contends that the Z‑test 
used in the study report is inappropriate, and that 
“when the more usual Fisher’s exact test had been 
used, p‑values of 0.077 or even 0.225 would have 
been obtained and the significance lost in both 
sexes”, and that “the trend test also provided a 
p‑value above the significance level of 0.05” 
(BAuA 2016, p. 69) – meaning that it was not 
statistically significant. However, for males, the 
p‑values were just slightly above 0.05 for both 
pairwise comparisons and trend tests (see Table 1), 
meaning that the results were statistically signifi‑
cant when using the one‑sided test. The fact that 


* According to a letter from the German Ministry of Agriculture, dated 29 June 2015 and signed by Peter Bleser, answering a written 
inquiry by Harald Ebner, member of the German parliament.


statistically significant increases in malignant 
lymphoma were seen in two other mouse 
studies should justify considering this study as 
relevant. As the OECD states, “declaring a result 
non‑significant… should not be interpreted as 
meaning the effect is not biologically important” 
(OECD 2012, p. 118). 


In fact, when using a one‑sided statistical test 
(OECD 2012, p.133), significantly increased 
tumour incidences indicated by p‑values below 
0.05 (p‑values in Table 1 need to be divided by 
2) become apparent for trend tests in seven 
studies, and in addition for pairwise compari‑
sons in four studies. One‑sided statistical tests 
may be considered more appropriate, because 
for the assessment of the carcinogenic hazard 
of a pesticide, only an increase in tumours 
should be considered relevant.


These facts, plus the complete omission of eight 
significant increases in tumours described above 
(Portier 2017, Portier and Clausing 2017), cast 
serious doubts on the scientific validity of the 
statistical assessments performed by EFSA and 
ECHA. Only by neglecting OECD’s recommenda‑
tions concerning statistical analyses was EFSA 
able to conclude that “no evidence of carcinoge‑
nicity was observed in rats or mice” (EFSA 2015, 
p.10). 


ECHA’s Risk Assessment Committee (RAC) also 
adopted this approach and came to the same 
conclusion, supported by a presumed lack of 
statistical significance in pairwise comparisons. 
In doing so, ECHA violated its own guidance, 
which states that “any statistical significant 
increase in tumour incidence, especially where 
there is a dose‑response relationship is gener‑
ally taken as positive evidence of carcinogenic 
activity” (ECHA 2015, p. 375, emphasis added).


Weight of evidence
Once statistical significance in tumour 


increases became difficult to deny for EFSA and 
ECHA, since it was confirmed by their own 
evaluations when using trend tests, these agen‑
cies turned to a “weight of evidence approach” 
to defend their conclusion that glyphosate was 
not carcinogenic. The term “weight of evidence 
approach” implies that the authorities made a 
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thorough and objective evaluation. However, a 
closer look at how they applied this approach 
shows that their methodology was heavily 
flawed. In fact, if used properly, this approach 
would support the correct statistical analysis, 
leading to the clear conclusion that glyphosate is 
a category 1B carcinogen (see also Clausing 2017). 


Reproducibility of the effect  


between studies
For the mouse studies, a statistically significant 


increase was seen for renal tumours in three out 
of five studies, for haemangiosarcoma in two out 
of five studies, and for malignant lymphoma in 
three out of three studies (as explained below, 
for malignant lymphoma, two studies were not 
valid and should not be taken into consideration). 
This qualitative reproducibility (the fact that an 
effect was seen) was even acknowledged in 
ECHA’s opinion (ECHA 2017, p. 38), while EFSA, in 
contrast, flatly claimed “lack of consistency in 
multiple animal studies” (EFSA 2015, p.11). 


Regarding quantitative comparisons, these are 
only legitimate if the studies under consideration 
are truly comparable, as explained above. This is 
not the case when they were performed in 
different laboratories at considerably different 
times and in animals of different origin or strain. 
Comparability was not demonstrated by EFSA or 
ECHA for the five mouse studies under considera‑ 
tion. Thus quantitative comparisons, as made by 
BfR in its reports for EFSA and ECHA to claim 
quantitative inconsistency between study results, 


are scientifically unfounded.


For a similar reason, no toxicologist would base 
the dose selection for a long‑term study on the 
results of a study performed in a different labora‑ 
tory, conducted years ago on animals purchased 
from a different breeding facility or even from a 
different strain. This illustrates the flaws in the 
authorities’ quantitative comparison of different 
study results.


Dose-response relationship
Increased tumour incidences were visible at 


the low and mid doses, as well as the high 
doses, in a dose‑dependent manner (Table 2). 
This fact, which strongly argues for glyphosate’s 
carcinogenicity, was not taken into considera‑ 
tion by EFSA or ECHA. Moreover, these effects 
were statistically significant in trend tests. This 
last fact needs to be seen in the context that a 
“trend test… asks whether the results in all 
dose groups together increase as the dose 
increases” (OECD 2012, p. 116). 


In some of the studies in which tumours were 
observed only at the top dose, dose‑depend‑ 
ence might have become apparent with a study 
duration of 24 months. This applies to haemangio‑ 
sarcoma in the 18‑month study by Atkinson et 
al. (1993) and to haemangiosarcoma and renal 
tubular adenoma in the 18‑months study by 
Sugimoto (1997) – see Table 1 for details. 


Study Tumour type
Dose Group


Control Low Mid High


Knezevich & 
Hogan (1983)


Renal carcinoma 0 0 1 2


Kumar (2001) Malignant 
lymphoma


10 15 16 19


Kumar (2001) Renal tubular 
adenoma


0 0 1 2


Wood et al. Malignant  
lymphoma


0 1 2 5 


Table 2: Tumour incidences in male mice with dose‑dependent increases 
 (for further details, see Table 1)
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Appropriateness of the doses 
used in the studies


EFSA dismissed significant carcinogenic effects 
in glyphosate‑treated animals with the justifi‑
cation that these were so‑called high‑dose 
effects that occurred only above the alleged 
limit dose of 1,000 mg per kg of body weight 
(see above). But this argument is not correct 
and is not supported by the applicable OECD 
guidelines (OECD 2009a, 2009b), or by the data 
provided with the study reports.


First, the presumed 1,000 mg/kg limit dose does 
not exist for carcinogenicity studies. The “limit 
dose” of 1,000 mg per kg of body weight 
mentioned In OECD Guideline 453 (for combined 
carcinogenicity and chronic toxicity testing) 
refers to “the chronic toxicity phase of the 
study” (OECD 2009b, p. 6). Neither this guideline 
nor OECD Guidance 116 refers to carcinogenicity 
testing when mentioning this limit dose. In 
addition, OECD Guideline 451 (guideline for 
carcinogenicity testing) does not mention a 
“limit dose” of 1,000 mg per kg of body weight 
at all. 


In fact, in chronic toxicity tests, OECD Guid‑
ance 116 recommends a maximum of 50,000 mg 
of test compound per kg of diet for “nutritional 
and possibly other physiological reasons” 
(OECD 2012, p. 54), which would translate into 
a dose of approximately 5,000 mg/kg body 
weight for mice and 2,500 mg/kg body weight 
for rats. Both doses are significantly higher 
than EFSA’s alleged limit dose. Thus EFSA 
appears to have manufactured an argument to 
dismiss the carcinogenic effects of glyphosate.


Second, a statistically significant increase for 
malignant lymphoma was seen in the Wood et 
al. (2009) study with a top dose of 810 mg per 
kg of body weight. Besides, this increase was 
dose‑dependent. 


Likewise, an increased incidence in malignant 
lymphoma was seen in the Kumar (2001) study 
with a top dose of 1,460 mg/kg, again with 
dose‑dependence. This effect was statistically 
significant using the one‑tailed test for both 
pairwise comparison and trend test.


Finally, EFSA and ECHA claimed that “exces‑
sive toxicity” was observed in dose groups 


above 1,000 mg glyphosate per kg of body 
weight. But this is not true. As confirmed in the 
ECHA opinion: “no treatment‑related reduc‑
tions in survival were observed” in the 5 mouse 
studies (ECHA 2017, p.41). Furthermore, no 
histopathological changes typical for excessive 
toxicity were reported (RMS Germany 2015a). 


The only presumed excessive toxicity supported 
by data was an over 15% decrease in body 
weight gain in high‑dose groups in the 
Knezevich and Hogan (1983) and Sugimoto 
(1997) studies (RMS Germany 2015b, p. 2; ECHA 
2017, p. 41). However, for the Sugimoto (1997) 
study, for which food consumption data are 
available in the RAR, it becomes obvious that 
the reduced body weight gain was associated 
with a similar decrease in food consumption 
(RMS Germany 2015a, p. 522). This is not 
surprising when 1 kilogram of food contains 30 
or 40g of glyphosate, probably affecting palat‑
ability, but it has nothing to do with excessive 
toxicity. 


For the other two studies, no food consump‑
tion data are available in the RAR. But the 
unaffected lifespan of the high‑dose groups, 
the lack of excessive histopathological changes, 
and the association between a reduced body 
weight gain and reduced food consumption, 
are clear evidence that the contention of exces‑
sive toxicity is wrong.


In sum, the EU authorities’ statement that 
carcinogenic effects were only seen at excessive 
doses and the application of the 1,000 mg/kg 
“limit dose” by EFSA are further examples of a 
false “weight of evidence” approach.


Historical control data
The EU authorities used historical control data 


as one of their main arguments to dismiss the 
significant tumour findings described in the 
Addendum to the RAR (RMS Germany 2015) 
and the CLH Report (BAuA 2016). 


On the one hand, the strong recommenda‑
tions given by OECD (2012) and ECHA (2015) – 
that the comparison with the concurrent 
control group should always be given the 
highest priority and that historical control data 
should be used with caution, applying strict 
rules – were ignored. Thus the EU authorities 
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violated these general rules, as described 
below.


Furthermore, the valid historical control data 
actually supported the conclusion that  
glyphosate was carcinogenic. This fact was 
either ignored or insufficiently taken into 
consideration by the authorities.


The available historical control data for the 
Kumar (2001) and the Sugimoto (1997) studies 
actually support the study findings that  
glyphosate is carcinogenic. Study‑specific 
historical control data for the Wood et al. 
(2009) study were useless. To use the German 
authorities’ own words, “the quality and regu‑
latory value of the historical control data is very 
much compromised by the fact that the sexes 
were not considered separately. Moreover, the 
data were apparently not all obtained from the 
same laboratory but, instead, also from other 
testing facilities of the Harlan group in Europe” 
(RMS Germany 2015a, Volume 3.B.6, p. 517).


While the Kumar (2001) study was dismissed 
using other arguments (see “An inconvenient 
study”, below), the authorities claimed that the 
historical control data for the Sugimoto (1997) 
study supported the conclusion of non‑carcino‑
genicity, because the observed incidence in the 
high‑dose group (12%) was below the upper 
limit of the historical control data range (19%). 


But this is not true. According to the authori‑
ties’ own report, eight out of the nine studies 
forming the historical control data had an 
incidence of malignant lymphoma of 6% or 
lower (RMS Germany 2015a, Volume 3.B.6, p. 
528). In contrast, the high‑dose group of the 
Sugimoto (1997) study had an incidence of 12%. 
In other words, this high‑dose group had an 
incidence at least twice as high as eight out of 
nine historical control data groups. This actually 
supports the conclusion that the significant 
increase in malignant lymphoma in this high‑
dose group is a true effect from glyphosate. 
But the BfR and EFSA resorted to using a single 
“rogue” outlier* of 19% in this database to 
make their argument.  


While neglecting study‑specific historical 
control data or using them contrary to the 
evidence, EFSA and ECHA frequently referred 


* See paragraph on historical control data in section “Scientific methods to reduce uncertainties”.


to data compiled by Giknis and Clifford (2000, 
2005) to “prove” that the carcinogenic effects 
caused by glyphosate were within the simple 
range of historical controls. These compilations 
were the tumour incidences in Crl:CD1 mice 
from control groups used in 51 studies 
performed in 7 different laboratories and initi‑
ated between January 1987 and December 1996 
(Giknis and Clifford 2000), or used in 59 studies 
performed in 11 different laboratories and initi‑
ated between 1987 and 2000 (Giknis and  
Clifford 2005). 


This is an extreme violation of the recommen‑
dations given by OECD and EFSA (OECD 2012, 
ECHA 2015). The EU authorities should have 
used interquartile ranges of study‑specific 
historical control data from the same labora‑
tory within the last five years from the same 
strain and origin of animals. But instead they 
used simple ranges of data collected from seven 
or 11 different laboratories over 10 or even 15 
years to support their dismissal of statistically 
significant increases of tumour incidences over 
concurrent control groups – the control groups 
which, according to OECD Guidance 116, should 
always be the most important consideration. In 
addition, in case of the Sugimoto (1997) study, 
they compared the results obtained from 
Crj‑mice with historical control data from 
Crl‑mice. 


In conclusion, ECHA and EFSA need to re‑ 
evaluate their assessment, respecting the 
proper use of historical control data. 


Carcinogenic effects seen 
only in one sex


ECHA claims that tumour effects were seen 
only in one sex: males. Restriction of an effect 
to one sex is part of the weight of evidence 
considerations, according to Regulation (EC) 
1272/2008. This is the only argument used by 
the EU authorities that has some degree of 
credibility. But even this aspect has to be put 
into perspective. 


In fact, significant increases in tumour inci‑
dences were also seen in females. This applies 
to malignant lymphoma in mice in the Kumar 
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(2001) study (RMS Germany 2015a, Volume 3 
B.6), to thyroid C‑cell adenoma in rats in the 
Stout and Ruecker (1990) study, and – as uncov‑
ered by Portier (2017) – to haemangiosarcoma 
in mice in the Sugimoto (1997) study. In other 
words, carcinogenic effects were mostly seen in 
male animals, but not exclusively.


Most importantly: “Effects seen only in one 
sex in a test species may be less convincing than 
effects seen in both sexes… However, there is 
no requirement for a mechanistic under‑
standing of tumour induction in order to use 
these findings to support classification” (ECHA 
2015, p. 377–378). In other words, if a carcino‑
genic effect is seen only in one sex, a mecha‑
nistic understanding of this sex difference is 
desirable, but it is not a requirement. Besides, 
the “one‑sex‑only” issue is just one of many 
considerations in the weight of evidence 
approach (ECHA 2015), while other aspects of 
the weight of evidence approach that were 
wrongly used by the authorities (consistency 
across studies, dose‑dependence and compari‑ 
son with the available valid historical control 
data) actually support the conclusion that 
glyphosate is carcinogenic, if the criteria are 
applied properly. Adding to the weight of 
evidence is the observation of an increased risk 
for non‑Hodgkin lymphoma in epidemiological 
studies and the identification of plausible 
mechanisms for carcinogenicity (oxidative stress 
and genotoxicity), as described by IARC (2015). 


Study selection
Study selection – the decision to keep or 


dismiss certain studies – is an important way 
either to strengthen the validity or to manipu‑
late the overall outcome of an assessment. 


A total of seven rat and five mouse studies 
were available for the overall assessment as to 
whether glyphosate is carcinogenic or not. 


While statistically significant increases of 
tumour incidences were demonstrated for an 
array of different tumour types in a total of 
two rat and five mouse studies, the evidence 
for malignant lymphoma was most compelling. 
However, even for malignant lymphoma, EFSA 
and ECHA concluded that there is no evidence 
for carcinogenicity. The EU authorities base 
their arguments on “lack of dose‑response 


relationship”, restriction of the tumour effects 
to a “high‑dose phenomenon” and lack of 
“consistency across studies”. 


In order to give those arguments some degree 
of credibility, the authorities had to exclude 
one particular study from consideration and to 
keep another study in the game, although the 
latter study was severely compromised with 
regard to malignant lymphoma. 


In this section we question the credibility of 
study selection by EFSA and ECHA, which ulti‑
mately leads us to question the overall conclu‑
sion drawn by EFSA and ECHA.


Three arguments played an important role in 
declaring the observed statistically significant 
tumour findings as irrelevant:


• The claim of “lack of consistency” between 
studies 


• The claim that glyphosate’s carcinogenic 
effects were a “high‑dose phenomenon” 


• The claim that all tumour findings were 
within historical control ranges.


An inconvenient study


Regarding all three arguments listed above, 
the finding of an increased incidence of malig‑
nant lymphoma in the Kumar (2001) mouse 
carcinogenicity study was an obstacle. Most 
importantly, the Kumar (2001) study and the 
Wood (2009) study comprised two separate 
studies showing a clearly dose‑dependent, 
statistically significant increase in the same 
tumour type, at doses that could not be accused 
of being a “high‑dose phenomenon”. More‑
over, the Kumar (2001) study was one of two 
studies with valid historical control data that 
clearly supported the conclusion that the 
observed increase in malignant lymphoma was 
real. In contrast, the EU authorities used invalid 
historical control data for the other studies to 
claim that increased tumour incidences were 
within historical range and thus could be 
dismissed.


Clearly the Kumar (2001) study proved a chal‑
lenge to the authorities’ case that glyphosate 
was non‑carcinogenic. This explains why the 
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exclusion of this particular study from further 
consideration was so important. 


Let’s consider first how EFSA dealt with this 
inconvenient study. In November 2015 EFSA 
wrote that “no evidence of carcinogenicity 
was observed in rats or mice” (EFSA 2015). 
Although in its Addendum to the Renewal 
Assessment Report (RAR), BfR had demon‑
strated statistically significant increases in one 
or several tumour types in seven rodent 
carcinogenicity studies, EFSA insisted that 
there was only one mouse study – Kumar 
(2001) – with statistical significance. However, 
EFSA declared the study “not acceptable due 
to viral infections that could influence survival 
as well as tumour incidence – especially 
lymphomas” (EFSA 2015, p. 10).


The alleged “viral infections” were the key 
argument. But while this argument was used 
over and over again, the way in which it was 
used was contradictory. The RAR refers to a 


possible association between malignant 
lymphoma and an infection of the animals 
with oncogenic (cancer‑causing) viruses, 
based on a quote from the scientific litera‑
ture: “The authors ascribed these tumours 
mainly to ‘infectious expression of murine 
leukemia viruses’” (RMS Germany 2015a, 
Volume 3 B.6, p. 511). Yet in the next sentence, 
BfR makes clear that no evidence exists for 
such an infection in any of the carcinogenicity 
studies performed with glyphosate, including 
in the Kumar (2001) study: “It is not known to 
which extent such a latent infection might 
have contributed to lymphoma incidences 


reported earlier or even in the studies 
described in this RAR”. 


However, in EFSA’s conclusion, which is 
based on the RAR (finalized on 31 March 2015) 
and a teleconference of EFSA’s experts on 29 
September 2015, the “possible association” 
turned into evidence. EFSA assessed the 
Kumar (2001) study “as not acceptable due to 
viral infections that could influence survival 
as well as tumour incidence – especially 
lymphomas” (EFSA 2015, p. 10). 


Then, in the draft CLH Report, the “viral infec‑
tions” claimed by EFSA disappeared: 


“During a teleconference (TC 117) on carcino‑
genicity of glyphosate hold by EFSA (EFSA, 
2015, ASB2015‑12200), it was mentioned by an 
US EPA observer that the Kumar (2001, ASB2012‑
11491) study had been excluded from US EPA 
evaluation due to the occurrence of viral infec‑
tion that could influence survival as well as 


tumour incidences, especially those of 
lymphomas. But in the study report itself, there 
was no evidence of health deterioration due to 
suspected viral infection and, thus, the actual 
basis of EPA’s decision is not known” (BAuA 
2016, p. 72, emphasis added).


US EPA observer identified


On 15 May 2017 Jose Tarazona, head of EFSA’s 
Pesticide Unit, confirmed the name of the US 
EPA observer at the EFSA teleconference in 
September 2015. It was Jess Rowland, who left 
the US EPA in 2016. At the time of the EFSA 


Box 4 (BAuA 2016, p. 72)
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teleconference, Rowland was the chair of the 
EPA’s Cancer Assessment Review Committee 
(CARC), which was assessing the carcinogenicity 
of glyphosate. This is of particular significance, 
because documents recently released (http://
bit.ly/2tjvmIb) by the US district court in San 
Francisco show that Rowland was in close 
contact with Monsanto behind the scenes. 
According to Monsanto employee Daniel 
Jenkins, Rowland, referring to another agency’s 
planned investigation into the health risks of 
glyphosate, told him on the phone, “If I can kill 
this I should get a medal”. Rowland told 
Jenkins, “I am the chair of the CARC and my 
folks are running this process for glyphosate in 
reg[ulatory] review”. 


The fact that in EFSA’s and ECHA’s documents 
no further evidence of the claimed viral infec‑
tions is available is a strong indication that the 
dismissal of the Kumar (2001) study was based 
solely on Rowland’s unsubstantiated testimony 
during the September 2015 teleconference. 


Therefore it appears that EFSA’s conclusions 
may have been unduly influenced by Monsanto.


ECHA’s RAC warned of a virus infection in 
spite of an admitted lack of evidence and no 
information as to where this claim actually 
came from. In its opinion, referring to the CLH 
report, EFSA’s RAC insisted upon “a possible 
role of oncogenic [cancer‑causing] viruses” 
(ECHA 2017 p. 30) – which it apparently deemed 
sufficient argument to exclude this important 
study from the overall assessment. This becomes 
obvious on page 41 of ECHA’s opinion, where 
the conclusion about the “biological and 
human relevance of the findings” completely 
ignores the Kumar (2001) study.


Historical control data  
indicates cancer-causing virus  


not a problem


Another indication that the Kumar (2001) 
study was not affected by oncogenic viruses 
comes from the historical control data. The 
incidence of malignant lymphoma in the 
control group of the Kumar (2001) study – 20% 
– was almost identical to the 18.4% of the 
historical control database (5 studies between 
1996 and 1999, BAuA 2016, p. 67). 


If oncogenic viruses were the cause of malig-
nant lymphoma in the Kumar (2001) study, one 
would expect a clearly higher incidence as 
compared to the historical control data. 


The author of this report asked ECHA whether 
the 18.4% incidence in the historical control 
database should be considered as indication 
that oncogenic viruses did not play a role in the 
Kumar (2001) study. The question remained 
unanswered.


Invalid study kept in the EU  
assessment


A second study, the mouse carcinogenicity 
study by Atkinson (1993), now comes into play. 
With regard to malignant lymphoma, this study 
is useless, because only lymph nodes with 
macroscopic changes were assessed histopatho‑
logically (RMS Germany 2015a, BAuA 2016). It is 
impossible to make a judgment about the real 
incidence of malignant lymphoma in groups of 
50 animals, when only those animals that had 
macroscopic changes (changes visible to the 
naked eye) in the lymph nodes were examined. 


Moreover, the way in which the incidences are 
presented in the RAR and CLH Report is simply 
wrong. It is incorrect to calculate the incidence 
of malignant lymphoma as a percentage of the 
total number of animals per group, if only 
those animals with macroscopic changes were 
assessed. These obvious deficiencies were 
explicitly criticized in Pesticide Action Network 
Germany’s public comment on the CLH Report 
(Pesticide Action Network Germany 2016). 
ECHA mentioned these deficiencies briefly on 
page 40 of its opinion, but then ignored them 
in its overall assessment (ECHA 2017, p.41), 
nourishing the suspicion that this was done on 
purpose.


Keeping the Atkinson (1993) study as valid 
helped to rescue the chain of arguments that 
the observed increase in malignant lymphoma 
was coincidental and not related to glyphosate 
treatment. The use of this invalid study, 
combined with the use of the wrong statistical 
analyses (see above), supported the EU author‑
ities’ claim of inconsistent results across studies. 


Malignant lymphoma was reported in a total 
of four mouse carcinogenicity studies (in a fifth 



http://bit.ly/2tjvmIb

http://bit.ly/2tjvmIb
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study it was “assumed” that “lymphoreticular 
neoplasms” correspond to malignant 
lymphoma). 


As was shown above, if the methods of assess‑
ment, including the statistical analysis, had 
been applied correctly, there would be three 
mouse studies remaining with regard to malig‑
nant lymphoma: Sugimoto (1997), Kumar 
(2001), and Wood (2009).


• In all three studies, the finding of malig‑
nant lymphoma was statistically significant 
when the Cochran Armitage trend test 
was used (in one case, significance was 
achieved only with the one‑tailed statis‑
tical test). 


• In two of the studies, the term “high dose 
phenomenon” was not applicable, and in 
the third study, no excessive toxicity was 
seen. 


• These two studies also showed a clear 
dose‑response relationship between 
glyphosate treatment and malignant 
lymphoma. 


As seen above, one of these studies – Kumar 
(2001) – was excluded by the authorities, using 
highly questionable arguments. And another 
study – Atkinson (1993) – that was severely 
deficient in the histopathological assessment of 
malignant lymphoma was kept as part of the 
assessment and served to strengthen the claims 
of lack of statistical significance (in pairwise 
comparison) and lack of dose‑dependence. In 
this way it became possible for BfR, EFSA and 
ECHA’s RAC to contend that there were “incon‑
sistent results across studies”.
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Conclusion
This report shows that the ECHA opinion on 


glyphosate was not developed in accordance 
with relevant European regulations or with ECHA 
and OECD guidance. As such it is legally and 
scientifically flawed. 


Moreover, the “contra‑factual” conclusion that 
glyphosate is not carcinogenic was transmitted 
from the European Food Safety Authority (EFSA) 
to the European Chemicals Agency (ECHA).


While IARC reviewed a smaller number of 
studies, its rigorous and systematic evaluation led 
it to conclude that glyphosate is “probably 
carcinogenic to humans” (IARC 2015). Serious 
concerns about the integrity of EFSA’s and ECHA’s 
assessments of glyphosate arise from their failure 
to comply with Regulation (EC) 1272/2008 and the 
applicable OECD and ECHA guidance documents 
and guidelines. Specifically the authorities are 
guilty of the following:


• Strongly violating the recommendations in 
OECD (2012) and ECHA (2015 guidance for 
the statistical analysis of tumour incidences


• Failing to detect eight additional significant 
increases of tumour incidences not 
mentioned in the study reports by industry


• Failing to acknowledge existing dose‑re‑
sponse relationships for kidney tumours and 
malignant lymphoma in at least three 
different studies. These studies support the 
conclusion that the observed increases in 
tumour incidences are a true effect, visible 
at least from the mid‑dose group


• Failing to consider multi‑site responses seen 
in five different studies as supporting the 
strength of evidence. Regulation (EC) 
1272/2008 defines multi‑site responses as an 
important factor to strengthen the evidence 
for carcinogenicity  


• Making false statements that carcinogenic 
effects by glyphosate were only seen at 
excessive toxicity levels, not taking into 
consideration existing dose‑response rela‑
tionships, manufacturing an alleged “limit 
dose” of 1,000 mg/kg, and misinterpreting 
reduced body weight gain.


• Using historical control data in flawed and 
false ways as an argument to dismiss  
the observed increased tumour rates in 
glyphosate‑treated animals.


Additional concerns arise from unresolved ques‑
tions about the selection of studies taken into 
consideration. One study supporting the conclu‑
sion that glyphosate could induce malignant 
lymphoma was excluded from consideration, 
possibly due to influence from a former US EPA 
employee who is suspected of having colluded 
with Monsanto. Another study that the EU 
authorities used to show that glyphosate does 
not induce malignant lymphoma was severely 
flawed and therefore useless with regard to the 
assessment of this type of cancer.


The conclusions and proposals currently offered 
by the authorities jeopardize the health of an 
unknown percentage of more than 500 million 
EU citizens. To restore the public trust into EFSA 
and ECHA that has been continuously lost during 
the course of the last two years, a thorough, 
independent, and honest re‑assessment of the 
regulatory documents on glyphosate must be 
performed. 
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Quelle: Süddeutsche Zeitung, Dienstag, den 30. Mai 2017, Seite 17


Artikeltextausgabe http://epaper.sueddeutsche.de/digiPaper/servlet/articlepageserv...
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https://kommunal.de/artikel/verbandsklagerecht-fuer-tierschuetzer/



BUND Kreisgruppe Rotenburg


Manfred Radtke


Am Kamp 31


27356 Rotenburg


BUND-Mitgliedschaft


Ich / Wir möchte/n Mitglied/er beim Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) zu 
folgendem Jahresbeitrag (die Mitgliedschaft im Landesverband ist im Jahresbeitrag enthalten) werden:


Einzelmitglied; mindestens 50 Euro Reduzierter Beitrag für Erwerbslose, 
Kleinrentner, Alleinerziehende; mindestens


16 Euro


Familien (inklusive Kinder bis 27 
Jahren); mindestens


65 Euro Firmenmitgliedschaft; mindestens 130 Euro


Schüler, Azubis, Studenten; 
mindestens


16 Euro Mitgliedschaft auf Lebenszeit (einmalig); 
mindestens


1.500 Euro


Wir möchten die bisherige Einzelmitgliedschaft in eine Familienmitgliedschaft umwandeln.


Wir haben bereits eine Familienmitgliedschaft und melden hiermit unseren Nachwuchs an.


Abweichend von oben wähle ich / wählen wir folgenden Beitrag: Euro


Name Vorname Geburtsdatum


Straße, Hausnummer


PLZ, Wohnort Telefon


E-Mail


Bei Familienmitgliedschaft: Name der Partnerin/des Partners geboren am


Name des Kindes/der Kinder (ggf. auf beigelegtem Blatt) geboren am


Ich bin damit einverstanden, dass der Mitgliedsbeitrag von meinem Konto abgebucht wird:


Konto-Nr. BLZ Geldinstitut, Ort


Diese Ermächtigung erlischt durch Widerruf oder mit meinem Austritt aus dem BUND.


Datum Unterschrift


Hinweis: Die Daten werden elektronisch erfasst und bearbeitet. Die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes werden eingehalten. 
Mitgliedsdaten werden nicht an Dritte weitergegeben.


Bitte unterschrieben einsenden an: 
BUND KG Rotenburg,


Manfred Radtke, Am Kamp 31, 27356 Rotenburg


Tel.: 04261/69 67


bund.rotenburg@bund.netE-Mail:





		BUND-Mitgliedschaft
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	Schutz unserer heimischen Vögel

